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Antwort

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Matthias Moosdorf, Petr Bystron,
Dr. Alexander Gauland, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
— Drucksache 20/11046 —

Haltung der Bundesregierung zur westlichen Einhaltung des Volkerrechts
gegeniiber souveranen Staaten auf Mayotte und den Malwinen

Vorbemerkung der Fragesteller

Diese Kleine Anfrage kniipft an die auf Bundestagsdrucksache 19/31147 ver-
Offentlichte Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage ,,Position
der Bundesregierung und volkerrechtliche Aspekte im Streit um den Chagos-
Archipel” und bezieht sich wie ebenda auf die Haltung der Bundesregierung
zur Einhaltung des Volkerrechts, wie es in Beschliissen der Vereinten Natio-
nen (UN) ausgelegt wurde, gegeniiber souverdnen Staaten betreffend ihre ter-
ritoriale Integritét, hier gegeniiber der Union der Komoren in Bezug auf Ma-
yotte und gegeniiber Argentinien in Bezug auf die Malwinen (Falklandinseln).
Laut UN-Beschliissen berithren Verbiindete der Bundesrepublik Deutschland
ebenso wie auf dem Chagos-Archipel auch auf Mayotte und den Malwinen als
westliche Staaten die Rechtsposition souverdner Nationen des Globalen Sii-
dens; nach diesen muss namentlich Frankreich Mayotte an die Union der Ko-
moren zuriickgeben und GroBbritannien {iber die Malwinen mit Argentinien
verhandeln (s. u.).

Mayotte ist eine der vier Inseln des Komoren-Archipels und wurde 1843, wie
auch die anderen drei komorischen Inseln 1912, von Frankreich kolonialisiert.
1974 stimmte bei einem Referendum auf den Komoren im Ganzen eine Mehr-
heit fiir die Unabhéngigkeit, dabei auf Mayotte im Einzelnen eine Minderheit.
Nachdem die Union der Komoren 1975 iiber alle ihre vier Inseln ihre Unab-
hingigkeit erklérte und als solche UN-Mitglied wurde, formulierte Frankreich
seine bis heute aufrechterhaltene Position, die Unabhéngigkeit Mayottes nicht
anzuerkennen. Ein Jahr nach dem von der UN anerkannten Referendum orga-
nisierte Frankreich auf Mayotte stattdessen ein eigenes Referendum, bei dem
die Bewohner mehrheitlich fiir den Verbleib bei Frankreich stimmten; die UN-
Generalversammlung verurteilte damals Frankreichs Vorgehen und bekréftigte
die komorische Souverinitit iiber Mayotte. Uber die Jahre folgten zahlreiche
weitere Resolutionen der UN-Generalversammlung mit derselben bis heute
unverdnderten Positionierung und unter Bezug auf die Resolution 1514 (XV)
der UN-Generalversammlung von 1960, die Erkldrung tiber die Gewéhrung
der Unabhéngigkeit an koloniale Lénder und Volker (vgl. lejournaldelafriqu
e.com/de/mayotte-warum-wird-dieses-franzosische-departement-von-den-kom
oren-beansprucht/).

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Auswdrtigen Amts vom 26. April 2024 iibermittelt.
Die Drucksache enthdlt zusdtzlich — in kleinerer Schrifitype — den Fragetext.


https://lejournaldelafrique.com/de/mayotte-warum-wird-dieses-französische-departement-von-den-komoren-beansprucht/
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Die Malwinen, etwa 200 Inseln, kamen 1820 in den Besitz von Argentinien,
das 1816 seine Unabhingigkeit von Spanien erklért hatte, dessen Verwaltung
der Malwinen jedoch 1833 von GrofBbritannien durch Errichtung eines Flot-
tenstiitzpunktes zum Abzug gezwungen und infolgedessen 1837 die britische
Kolonialverwaltung offiziell eingerichtet wurde. Seither sind die Malwinen
britischer Stationierungspunkt und mit Ausnahme von 1982 unter britischer
Verwaltung; in jenem Jahr wurden sie von Argentinien in einer militérischen
Operation zunichst eingenommen und im folgenden 74-Tage-Krieg anschlie-
Bend von GroBbritannien zuriickerobert, beide Seiten unterzeichneten einen
Waffenstillstand. Erstmals 1965 und iiber die Jahre wiederholt forderte die
UN-Generalversammlung Grofbritannien und Argentinien zu Verhandlungen
iber eine Losung auf, die ebenso wie im Streit um Mayotte auch der Resoluti-
on 1514 (XV) von 1960 Rechnung tragen soll. Grof3britannien hat Gespréche
bis heute ausgeschlossen und stattdessen 2013 auf den Malwinen ein Referen-
dum abgehalten, bei dem die Mehrheit fiir den Verbleib bei GroBbritannien
stimmte, was Argentinien — wie auch die Union der Komoren hinsichtlich des
franzosischen Referendums auf Mayotte — nicht anerkennt (vgl. www.spiege
l.de/ausland/falklandinseln-darum-geht-es-im-konflikt-zwischen-argentinien-u
nd-grossbritannien-a-4260a612-418e-47cc-85¢8-6dbaa0d06deS; www.spiege
l.de/ausland/falklandinseln-argentinien-kuendigt-einigung-mit-grossbritannie
n-auf-a-68c20a5a-da96-42¢e2-albf-c1e3fe8005¢2).

1. Hat sich die Bundesregierung zu dem Stand der Entkolonialisierung im
Sinne derResolution 1514 (XV) der UN-Generalversammlung von 1960
eine aktuelle eigene Auffassung gebildet, und wenn ja, welche, und wo
siecht sie ggf. etwaige Riickschritte im Hinblick insbesondere auf die in
der Vorbemerkung der Fragesteller geschilderten Sachverhalte?

2. Hat sich die Bundesregierung eine Auffassung zu den Resolutionen der
UN-Generalversammlung gebildet, wonach Frankreich Mayotte an die
Union der Komoren zuriickgeben muss, und dazu, dass sich Frankreich
dem verweigert, und wenn ja, wie lautet diese?

3. Hat sich die Bundesregierung eine Auffassung zu den Resolutionen der
UN-Generalversammlung gebildet, wonach Grofbritannien zu den Mal-
winen mit Argentinien verhandeln muss, und dazu, dass sich GroBbritan-
nien dem verweigert, und wenn ja, wie lautet diese?

4. Gibt es ggf. Unterschiede in der Haltung der Bundesregierung zu Mayot-
te und den Malwinen (sowohl Frankreich wie auch GroBbritannien beru-
fen sich auf das Selbstbestimmungsrecht aufgrund von Referenden), und
wenn ja, worin bestehen diese?

14. Welche Malinahmen verfolgte die Bundesrepublik Deutschland in der
Vergangenheit und verfolgt sie ggf. heute, um die Durchsetzung inter-
nationalen Rechts im Verhiltnis zu Grof3britannien betreffend die Malwi-
nen zu gewdhrleisten?

Die Fragen 1 bis 4 und 14 werden gemeinsam beantwortet.

Die Charta der Vereinten Nationen bestimmt, dass die Mitglieder der Vereinten
Nationen ihre internationalen Streitigkeiten selbst und durch friedliche Mittel
so beilegen sollen, dass der Weltfriede, die internationale Sicherheit und die
Gerechtigkeit nicht gefdhrdet werden. Die Charta der Vereinten Nationen ver-
bietet zudem die Androhung und Anwendung militdrischer Gewalt gegen ande-
re Staaten. Dies gilt auch und insbesondere fiir Territorialstreitigkeiten.

Die in den Fragen 1 bis 3 genannten Resolutionen enthalten volkerrechtlich un-
verbindliche Empfehlungen, die sich allein an die Streitparteien richten. Die
Entscheidung, ob und wie sie diese umsetzen, obliegt allein den Streitparteien.


https://www.spiegel.de/ausland/falklandinseln-darum-geht-es-im-konflikt-zwischen-argentinien-und-grossbritannien-a-4260a6f2-418e-47cc-85e8-6dbaa0d06de5
http://www.spiegel.de/ausland/falklandinseln-argentinien-kuendigt-einigung-mit-grossbritannien-auf-a-68c20a5a-da96-42e2-a1bf-c1e3fe8005e2
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Die Bundesregierung sieht mit Blick auf die genannten Territorialstreitigkeiten
von Handlungen ab, die als Bestétigung der einen oder anderen Position ausge-
legt werden konnten.

5. Wie begriindet die Bundesregierung die Widerspriichlichkeit ihrer Posi-
tionierung, Mayotte einerseits aufgrund einstimmigen EU-Beschlusses
seit 2014 als EU-Gebiet in dulerster Randlage anzuerkennen (eur-lex.eur
opa.euw/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32012D0419) und anderer-
seits darzustellen, Mayotte werde lediglich ,,von Frankreich verwaltet*
(www.auswaertiges-amt.de/de/service/laender/komoren-node/-/245
2640)?

Die Bundesregierung erkennt keinen Widerspruch darin, dass Mayotte von
Frankreich verwaltet und als EU-Gebiet in dullerster Randlage behandelt wird.
In einer Volksbefragung am 29. Marz 2009 hat die Mehrheit der Einwohnerin-
nen und Einwohner des ehemaligen franzésischen Uberseeterritoriums Mayotte
den Willen geduBlert, ein vollwertiges franzdsisches Département zu werden.
Frankreich hat Mayotte darauthin als 101. Département in die Republik einge-
gliedert. Mayotte ist verwaltungstechnisch den Départements des kontinentalen
Frankreichs gleichgestellt und erhielt am 1. Januar 2014 den Status eines Ge-
bietes in duferster Randlage der Europdischen Union (EU).

6. Wie begriindet die Bundesregierung die Widerspriichlichkeit ihrer Posi-
tionierung, dass auf den Malwinen vor dem Brexit auch EU-Recht galt,
jedoch die Malwinen aus dem Brexit-Abkommen ausgeschlossen wur-
den, obgleich die EU-Kommission die britische Hoheit iiber die Malwi-
nen anerkennt (de.euronews.com/my-europe/2021/01/11/brexit-macht-zu
kunft-der-falklands-unsicher)?

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 8 der Kleinen Anfrage
der Fraktion der AfD auf Bundestagsdrucksache 19/31147 verwiesen.

7. Hat sich die Bundesregierung zur geopolitischen Bedeutung Mayottes im
Kontext der Sicherheitspolitik im Indischen Ozean und in Bezug auf die
anliegenden bzw. benachbarten maritimen Routen eine Positionierung
erarbeitet, wie lautet diese ggf., und sieht sie ggf. einen Zusammenhang
mit Frankreichs Position?

In die AuBlen- und Sicherheitspolitik der Bundesregierung flieen verschiedene
Faktoren ein. Hierzu z&hlt auch eine geopolitische Lagebeurteilung, die in en-
ger Abstimmung mit Partnern stetig fortentwickelt wird. Zu den Interessen und
dem sicherheitspolitischen Engagement der Bundesregierung im indo-pazifi-
schen Raum wird auf die Leitlinien der Bundesregierung zum Indo-Pazifik und
die Fortschrittsberichte zur Umsetzung der Indo-Pazifik-Leitlinien verwiesen
(www.diplo.de/de/aussenpolitik/asien/AsienPazifik).

8. Hat sich die Bundesregierung zur geopolitische Bedeutung der Malwinen
im Kontext der Sicherheitspolitik im Siidatlantik und in Bezug auf die
Rohstoffe auf dem Festland und Festlandsockel eine Positionierung erar-
beitet, wie lautet diese ggf., und sieht sie ggf. einen Zusammenhang mit
Argentiniens Position?

In die AuBen- und Sicherheitspolitik der Bundesregierung flieBen verschiedene
Faktoren ein. Hierzu zéhlt auch eine geopolitische Lagebeurteilung, die mit
Partnern stetig fortentwickelt wird. Dariiber hinaus wird auf die Rohstoffstrate-


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32012D0419
https://www.auswaertiges-amt.de/de/service/laender/komoren-node/-/2452640
https://de.euronews.com/my-europe/2021/01/11/brexit-macht-zukunft-der-falklands-unsicher
http://www.diplo.de/de/aussenpolitik/asien/AsienPazifik
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gie der Bundesregierung verwiesen (www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikation
en/Industrie/rohstoffstrategie-der-bundesregierung.pdf? blob=publicationFile
&v=1).

9. Beeinflusst nach Wahrnehmung der Bundesregierung der Status von und
der Streit um Mayotte die Beziehungen zwischen der EU und der AU
(Afrikanische Union) sowie zwischen der EU und der SADC (Southern
African Development Community), und wenn ja, inwiefern, und welche
Auswirkungen hat dies ggf. fiir die Bundesrepublik Deutschland?

Die Bundesregierung kann weder einen Zusammenhang zwischen der Status-
frage der Insel Mayotte und den Beziehungen der EU mit der Afrikanischen
Union noch mit der Entwicklungsgemeinschaft im Siidlichen Afrika (SADC)
erkennen.

10. Beeinflusst nach Wahrnehmung der Bundesregierung der Status von den
und der Streit um die Malwinen die Beziehungen zwischen der EU und
Mercosur sowie zwischen der EU und der CELAC (Gemeinschaft der
Lateinamerikanischen und Karibischen Staaten), und wenn ja, inwiefern,
und welche Auswirkungen hat dies ggf. fiir die Bundesrepublik Deutsch-
land?

In der Abschlusserkldrung des dritten EU-CELAC Gipfels vom 17. und 18. Juli
2023 bestitigte die EU, von der historischen Position der CELAC in Bezug auf
die Souveridnititsfrage iiber die Falklandinseln (Malwinen) Kenntnis genom-
men zu haben, und bekriftigte gemeinsam mit CELAC die Wichtigkeit des Di-
alogs und des Respekts flir das Volkerrecht, um eine friedliche Losung fiir den
Disput zu finden. Dariiber hinaus kann die Bundesregierung weder einen Zu-
sammenhang zwischen der Statusfrage der Falklandinseln (Malwinen) und den
Beziehungen der EU mit der Gemeinschaft der Lateinamerikanischen und Kari-
bischen Staaten (CELAC) noch mit Mercosur erkennen.

11. Hat sich das Abstimmungsverhalten der Bundesrepublik Deutschland bei
der UN-Generalversammlung betreffend Mayotte iiber die Jahre ver-
andert, und wenn ja, aus welchen Griinden?

Die VN-Generalversammlung hat letztmalig im Jahr 1994 eine Resolution zu
Mayotte verabschiedet. Die Bundesrepublik Deutschland hat sich damals ent-
halten (https://digitallibrary.un.org/record/283594?In=en).

12. Hat sich das Abstimmungsverhalten der Bundesrepublik Deutschland bei
der UN-Generalversammlung betreffend die Malwinen iiber die Jahre
verdndert, und wenn ja, aus welchen Griinden?

Die VN-Generalversammlung hat letztmalig im Jahr 1988 eine Resolution zu
den Falklandinseln (Malwinen) verabschiedet. Die Bundesrepublik Deutsch-
land hat sich damals enthalten (https://digitallibrary.un.org/record/28136071
n=en).


http://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Industrie/rohstoffstrategie-der-bundesregierung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://digitallibrary.un.org/record/283594?ln=en
https://digitallibrary.un.org/record/281360?ln=en
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13. Welche Malinahmen verfolgte die Bundesrepublik Deutschland in der
Vergangenheit und verfolgt sie ggf. heute, um die Durchsetzung inter-
nationalen Rechts im Verhéltnis zu Frankreich betreffend Mayotte zu ge-
wiahrleisten?

Auf die Antwort zu den Fragen 1 bis 4 und 14 sowie 5 wird verwiesen.

15. Erkennt die Bundesregierung die Positionen Frankreichs und GroBbritan-
niens spezifisch dahin gehend an, dass diese sich aufgrund der von ihnen
eigens durchgefiihrten Referenden jeweils auf das Selbstbestimmungs-
recht der Menschen auf Mayotte respektive den Malwinen berufen, und
wenn ja, wie begriindet sie ihre abweichende Haltung im Verhéltnis zum
Selbstbestimmungsrecht der Menschen auf der Krim?

Die Bundesregierung erkennt gegen das Gewaltverbot der Charta der Vereinten
Nationen verstoBende Handlungen nicht an. Dies gilt auch mit Blick auf Anne-
xionen sowie sonstige Handlungen, die die Verletzung des Gewaltverbots per-
petuieren. Mit Blick auf die Krim hat die Bundesregierung bereits mehrfach
deutlich gemacht, dass sie die illegale Annexion der Autonomen Republik
Krim und der Stadt Sewastopol nicht anerkennt. Die Durchfithrung russischer
Wahlen in Teilen der von Russland besetzten Regionen der Ukraine sind ein
eklatanter Bruch des Volkerrechts durch Russland. Diese Wahlen sind ungiiltig.

Dartiber hinaus wird auf die Antwort zu den Fragen 1 bis 4 und 14 verwiesen.
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